
 
 

 

 
 
 

 

 

 
 

 
 
 

 
 

 

 
 

 

 

 

 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 
 

 
 
 

 

 
 

 
 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 

 

 
 

 

 
 

 
 

 
 

 
 

Europa denken,   
Europa gestalten. 
Ernst Woller 

Der Wiener Landtag hat immer schon die Europa-
debatte geführt. Wien war das erste österreichische 
Bundesland, das Abgeordnete zum Europäischen 
Parlament nach Wien in den Landtag einlud, um hier 
mit ihnen aktuelle Entwicklungen und Herausforde-
rungen in und für Europa zu diskutieren. Um Europa 
den Bürgerinnen und Bürgern näher zu bringen, aber 
auch um Wiener Anliegen, Anliegen der europäischen 
Städte, Anliegen der europäischen Bürgerinnen und 
Bürger näher an das Brüsseler Entscheidungszent-
rum zu bringen. Die Einladung ergeht jährlich an alle 
Fraktionen und hat sich zu einem Fixpunkt der parla-
mentarischen Debatte in der Stadt entwickelt. 
Ende Jänner 2020 konnten wir wieder die österreichischen Mitglieder des Europaparla-
ments im Wiener Landtag begrüßen, diesmal um ein besonderes Datum zu begehen: 
Österreich ist seit 25 Jahren Mitglied der Europäischen Union. Jubiläen sind oft Anlass 
für einen Rückblick. Heute können wir auf ein Vierteljahrhundert aktiver Mitarbeit am 
europäischen Entwicklungsprozess zurückblicken. Was nicht heißen soll, dass Wien davor 
„uneuropäisch“ war. Nicht nur die gemeinderätliche Europa-Kommission der Zeit vor dem 
EU-Beitritt ist Zeugnis für schon immer präsentes europäisches Denken der Stadt. Die 
engen Kontakte zu den Nachbarstaaten und –städten und das daraus gewonnene Wissen 
um grenzüberschreitende Kooperationen waren wertgeschätzte Grundlage im Osterwei-
terungsprozess der Europäischen Union. Die Internationalität Wiens zeigt sich nicht zuletzt 
auch an der Tatsache, dass die Stadt der einzige Amtssitz der Vereinten Nationen inner-
halb der EU ist. Als einer der vier UN-Hauptsitze beherbergt die Stadt die Internationale 
Atomenergiebehörde IAEA, die Organisation für industrielle Entwicklung UNIDO und 
auch das Flüchtlingskommissariat der Vereinten Nationen UNHCR. Rund 20 internationale 
Büros und Organisationen der UNO-Familie sind im Vienna International Center unter-
gebracht, dazu kommen weitere 40 internationale Organisationen wie die Organisation 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa OSZE oder die Organisation erdölexportie-

render Staaten OPEC. Gemeinsam machen 
sie Wien zu einem Drehpunkt der inter-
nationalen Zusammenarbeit innerhalb der 
Europäischen Union. 

Jubiläen bringen aber manchmal auch ein 
bisschen Wehmut mit sich, das Erinnern an 
schöne Zeiten, das Vermissen von Ver-
gangenem, manchmal Erstaunen darüber, 
wie schnell die Zeit vergangen ist, vielleicht 
auch ein bisschen Unsicherheit beim Blick 
in die Zukunft. Es kommt aber auch immer 
wieder vor, dass - ob der Normalität des 
Seins - das „Früher“ und „Anders“ so sehr 
in Vergessenheit gerät, dass eine Rückkehr 
dorthin immer unattraktiver erscheint. 
Legen wir dies auf die österreichische EU-
Mitgliedschaft um, fallen zunächst Umfra-
geergebnisse auf: 1994 haben 66,6% der 
Bevölkerung dem EU-Beitritt zugestimmt, 
mehr als 25 Jahre später befürworten nur 
8% einen „Öxit“, also einen Austritt Öster-
reichs aus der Europäischen Union. Es 
scheint, als könnte das aktive Mitspielen 
im Konzert der europäischen Staaten als 
Erfolgsprojekt bezeichnet werden. 

Nun, aktives Mitspielen kann ja nur erfolg-
reicher als passives Geschehen-Lassen 
sein. Daher ist auch die gestiegene Betei-
ligung bei den Wahlen zum Europäischen 
Parlament im Jahr 2019 sehr positiv zu 
sehen: Rund 15,5% mehr wahlberechtig-
te Wienerinnen und Wiener als bei der 
letzten EP-Wahl 2014 haben ihre Stimme 
für ihre Vertretung in Brüssel abgegeben. 
Besonders erfreulich dabei ist, dass der 
stärkste Anstieg der Wahlbeteiligung bei 
den Jungwählerinnen und –wählern zu ver-
zeichnen war. Dies kann nur als zunehmen-
des Interesse an der Europapolitik, als der 
Wille, Verantwortung für die Gestaltung 
der europäischen Zukunft zu übernehmen, 
gedeutet werden und ist somit eine mehr 
als begrüßenswerte Entwicklung. Immer 
mehr Wählerinnen und Wähler glauben 
auch, dass die EU-Mitgliedschaft Vorteile 
bringt: In Österreich waren dies 62%, was 
eine Steigerung von 5 Prozentpunkten be-
deutet. Wie meinte David Sassoli, Präsident 
des Europäischen Parlaments, diesbezüg-
lich? Die zunehmende Zahl junger, europa-
freundlicher und engagierter Bürgerinnen 
und Bürger, die ihre Stimme abgeben, 

stärke die Legitimität des Europäischen 
Parlaments, insbesondere auch bei der 
Pflicht, die Europäische Kommission regel-
mäßig zur Rechenschaft zu ziehen. 

Ohne Zweifel ist die Europäische Union 
DAS Friedensprojekt unserer Zeit, eine 
Antwort auf geschichtliche Erfahrungen, 
eine Reaktion auf die Katastrophen des 
Zweiten Weltkriegs. Sie ist ein politisches 
Konzept, die Umsetzung einer idealisti-
schen europäischen Idee, auch wenn sie 
vordergründig oft als bürokratische Be-
hörde in Brüssel wahrgenommen und oft 
genug für überbordende Reglementierung 
verantwortlich gemacht wird. Gleichzeitig 
ist sie aber auch ein unvollendetes Pro-
jekt. Die vier Grundfreiheiten haben den 
Binnenmarkt „vollendet“, was außen vor 
blieb sind die sozialen Aspekte. Es gilt, die 
europäische Säule sozialer Rechte in einer 
sozialen Union zu realisieren, wenn wir 
nicht den sozialen Zusammenhalt in Europa 
noch mehr riskieren wollen. Denn Friedens-
projekt hin oder her, es fehlt noch immer 
der soziale Friede, der Finanzfriede, der 
Migrationsfriede. 
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Was hindert uns aber daran? Worin liegt 
diese Diskrepanz zwischen einem geopoli-
tischen Erfolgsprojekt, das durchaus ver-
steht, gemeinsame Interessen zu definieren 
und nach außen zu vertreten, und der 
Unfähigkeit, ein gemeinsames soziokultu-
relles Gesellschaftsmodell zu schaffen, das 
niemanden zurücklässt, keine nationalisti-
schen Alleingänge zulässt und demokratie-
politische Teilhabe fördert? Die noch immer 
vorherrschende, so gut wie ausschließliche 
Ausrichtung auf den Wirtschaftsmarkt lässt 
so manchen Ruf nach mehr sozialer Solida-
rität verhallen. Strukturelle Schieflagen be-
drohen nicht selten das gemeinsame Regel-
werk und die zugrundeliegenden Werte. 

Wien hat schon für viele Herausforderun-
gen Lösungen gefunden. Städte als Brenn-
punkte aktueller Entwicklungen werden 
zwar von mancher Seite ungern als Player 
auf europäischer Ebene gesehen. Sie haben 
aber unzweifelhaft das Ohr nahe bei den 
Bürgerinnen und Bürgern und sind als erste 
gezwungen, Antworten auf neue Heraus-
forderungen zu geben. Initiativen wie die 
Städtepartnerschaft zum leistbaren Woh-

nen, als Umsetzungsbeispiel der Urban 
Agenda, sind Wiener Initiativen. Sie greifen 
die Wiener Inputs auf, um – in diesem Fall 
- der europaweiten Wohnungskrise Paroli 
zu bieten und die Erfüllung dieses mensch-
lichen Grundbedürfnisses in Europa sicher-
zustellen. 

Mit der sehr frühen Einsetzung eines 
eigenen Gemeinderatsausschusses für 
europäische und internationale Angelegen-
heiten im Jahr 2010 hat Wien wiederum die 
Möglichkeit geschaffen, aktiv an Fragen zur 
Subsidiarität zu arbeiten. Die Vereinbarkeit 
europäischer Rechtsvorschriften mit dem 
Prinzip der Subsidiarität – also der Forde-
rung nach Tätigwerden auf jener Ebene 
(lokal, national, europäisch), auf der die 
Ziele einer Maßnahme am besten realisiert 
werden können – ist zentrales Anliegen 
der lokalen Demokratie. Die staatliche und 
europäische Ebene soll nur dann eingreifen, 
wenn das Problem nicht mehr auf der nied-
rigsten, lokalen Ebene gelöst werden kann. 
Seit der Ausweitung der Kontrollrechte auf 
die nationalen Parlamente durch den Ver-
trag von Lissabon können die vorab durch 

die Europäische Kommission vorgelegten 
Gesetzesvorhaben in enger Kooperation 
mit dem Bundesrat begutachtet und deren 
allfällige Unvereinbarkeit mit dem Subsidia-
ritätsprinzip festgestellt werden. 

Einen vorbildhaften Weg hat Wien auch 
mit der Smart City Rahmenstrategie ein-
geschlagen. Während die ausschließliche 
Ausrichtung von Smart Cities Initiativen auf 
die Nutzung neuer Technologien zur Be-
kämpfung des Klimawandels oft deren so-
zialpolitische Komponente außen vor lässt, 
hat Wien von Beginn an den Menschen in 
den Mittelpunkt seiner Strategie gestellt. 
Den nachhaltigen Umgang mit Ressourcen 
am menschlichen Maß auszurichten und 
einen sozial sensiblen Zugang zu wählen, 
ist beispielhaft in der Europäischen Union 
und macht Wien einmal mehr zu einem Role 
Model auf europäischer Ebene. 

Es gäbe noch eine Vielzahl an Beispielen 
aufzuzählen, die das Wiener Engagement 
auf europäischer Ebene unter Beweis 
stellen. Projekte, die in den vergangenen 
25 Jahren dank EU-Kofinanzierung in 

Wien realisiert wurden. Erfolgsstories 
wie das Wien-Haus in Brüssel, das die 
Wiener Präsenz vor Ort sicherstellt, 
das Ohr direkt am Puls der Zeit hat und 
von kulturellen Highlights bis zu har-
ten Verhandlungen alle Aspekte einer 
effizienten Vertretung abdeckt. Inhalt-
liche Initiativen wie jene zur städtischen 
Agenda, die auf weiten Strecken eine 
Wiener Handschrift tragen. 

Doch die wirklichen Herausforderungen 
liegen noch vor uns, insbesondere ange-
sichts der aktuellen Krisensituation, die 
leider viele Mitgliedstaaten auf ein sehr 
enges Nationaldenken zurückwirft und 
europäische Solidarität vergessen lässt. 
Nur wenn europäisches Denken auch 
europäisches Handeln nach sich zieht, 
haben wir die Chance, Europa auch zu 
gestalten! 

Landtagspräsident Ernst Woller 
ist Wiener Europäer der ersten Stunde. 
Seit mehr als 25 Jahren repräsentiert er 
Wien auf dem internationalen Parkett 
und vertritt städtische Anliegen und 
Wiener Interessen in europäischen Ver-
tretungskörpern. 

18 19 



 

 

 
 

 

 
 

 

Wien als europäisches  
Best Practice. 
Andreas Schieder 

25 Jahre Mitgliedschaft in der Europäischen Union 
ist aus Perspektive der Stadt Wien eine Erfolgsge-
schichte. 
94,5 Milliarden Euro an ausländischen Direktinvestitionen wurden 2016 in Wien registriert, 
fast 50% davon stammen aus der EU. 64,6 % der Importe nach Wien kommen aus der EU 
und umgekehrt sind 71,5 % der Wiener Exporte in die EU gegangen. Die Tourismusbranche 
profitiert ebenfalls massiv von der Europäischen Union, denn fast 70% der TouristInnen in 
Wien im Jahr 2018 waren EU-BürgerInnen. Die EU-Mitgliedschaft bringt 13.000 Jobs pro 
Jahr nach Österreich. Die Europäische Union ist eines der größten und erfolgreichsten De-
mokratieprojekte dieser Welt! Wien ist es bei der letzten Europawahl 2019 sogar gelungen, 
dass die Wahlbeteiligung auf über 50 % gestiegen ist! 

Wien ist mit fast zwei Millionen EinwohnerInnen die fünftgrößte Stadt der Europäischen Uni-
on. Viele EuropäerInnen haben einen engen Bezug zu unserer Stadt. Sie haben hier studiert, 
gearbeitet oder gelebt. Als größte Universitätsstadt im deutschsprachigen Raum ist Wien 
stark wachsend, dynamisch und die Nummer Eins in vielen Bereichen: öffentlicher Verkehr, 
Kulturangebot, Sauberkeit, Effizienz der Verwaltung. Diese hohe Lebensqualität, die wir 
in Wien genießen, ist Vorbild für ganz Europa und sorgt dafür, dass Wien im Herzen vieler 
EuropäerInnen auch ihre heimliche Hauptstadt ist. 

Unsere Stadt ist deshalb ein großer Referenzpunkt in der Europäischen Union. Um die hohe 
Lebensqualität, die gute Infrastruktur und die gute Versorgung mit sozialen Dienstleistun-
gen werden wir europaweit zu Recht beneidet. Die Attraktivität der Stadt als solche zeigt 
sich aber nicht nur in Wien. Europaweit nimmt die Urbanisierung stetig zu. Immer mehr 
Menschen wählen die Stadt als ihren Lebensmittelpunkt. Über 70% Prozent der Bürgerinnen 
und Bürger Europas leben mittlerweile in Städten. Trotzdem stellt Stadtpolitik auf der euro-
päischen Ebene oft keine Priorität dar. 

Als stellvertretender Vorsitzender der Urban Intergroup versuche ich, die verschiedenen 
Aspekte für eine zukunftsfähige Stadtentwicklung im EU-Parlament voranzutreiben. In 
dieser Arbeitsgruppe arbeiten Abgeordnete über Partei- und Landesgrenzen hinweg mit 
Organisationen zusammen, um die städtischen Bedürfnisse auf die Tagesordnung der EU-
Politik zu setzen. Zurzeit sind 48 Mitglieder des EU-Parlaments und 133 Organisationen Teil 
der Intergroup. 

Setzt man nun Wien in diesen internationa-
len Bezug, wird sehr schnell klar, dass diese 
Stadt ein Alleinstellungsmerkmal hat. Mit 
einem starken Fokus der Stadtpolitik auf so-
zialen Ausgleich geht Wien hier europaweit 
mit gutem Beispiel voran. Viele europäische 
Städte müssen hier dringend nachziehen. 

Aber auch die Politik auf europäischer 
Ebene muss sich mehr an die Bedürfnisse 
der Menschen anpassen. Soziale Infra-
struktur darf nicht weiter privatisiert wer-
den bzw. müssen die in der Vergangenheit 
getätigten Privatisierungen schleunigst 
rückgängig gemacht werden. Eine Studie 
der Technischen Universität Wien zeigt, wie 
wenig erfolgreich die Privatisierungen von 
Wasserversorgung in europäischen Ländern 
waren. Dabei wurde deutlich, dass öffent-
liche Wasserversorgung billiger, effizienter 
und weniger anfällig für Korruption ist. 
Deswegen wurden und werden Privatisie-
rungen der Wasserversorgung regelmäßig 
zurückgenommen. Nur so können wir 
sicherstellen, dass die öffentliche Hand ihrer 
Verantwortung gerecht und allen Menschen 
ein Recht auf verlässliche Versorgungssi-
cherheit garantiert wird. 

Als Instrument der öffentlichen Stadtgestal-
tung muss deshalb auch der soziale Wohn-
bau gesehen werden. Günstiger Wohnraum 
muss allen Wienerinnen und Wienern zur 
Verfügung stehen. Die Europäische Union 
muss deshalb den vorhandenen sozialen, 
gemeinnützigen und öffentlichen Wohnbau 
schützen und in ganz Europa die Schaffung 
bezahlbarer Wohnungen zur Priorität er-
klären. Bisher hat sich die EU allerdings eher 
an der Zerschlagung leistbaren Wohnbaus 
beteiligt anstatt am Ausbau: Änderungen 
im Beihilfen- und Wettbewerbsrecht sind 
hier ebenso dringend notwendig wie ein 
Umdenken in der Investitionspolitik Euro-
pas. Wir brauchen eine neue europäische 
Gemeinnützigkeit beim Wohnen, die vor 
allem die soziale Durchmischung und eine 
breite Wohnversorgung für alle Menschen 
zum Ziel hat. Öffentliche Investitionen fürs 
Wohnen sollen nicht mehr an starre Fiskal-
regeln gebunden sein. Stabile, langfristige 
Investitionen in gemeinnützigen Wohnraum 
– ob in Wien, Graz oder Rom – dürfen vom 
EU-Regelwerk nicht mit spekulativen, kurz-
fristigen Investitionen wie etwa bei Pariser 
Luxuswohnungen gleichgesetzt werden. 
Ich nehme mir Wien als Beispiel und kämpfe 
dafür, dass der Wohnungsmarkt nicht den 

SpekulantInnen überlassen wird. Airbnb & 
Co. müssen begrenzt werden: Kurzzeitver-
mietung für touristische Zwecke darf den 
Wohnraum nicht reduzieren! 

Teil des sozialen Aspektes ist auch die 
öffentliche Bildung. Ein öffentliches Netz 
an Kinderbetreuungseinrichtungen muss 
überall gratis, ganztags und mit flexiblen 
Öffnungszeiten in hoher Qualität nach Vor-
bild Wiens zur Verfügung stehen. 

Der ÖBB Nightjet, der vom Wiener Haupt-
bahnhof nach Brüssel und retour fährt, 
ist ein exzellenter Anfang, um das Netz 
der Nachtzüge europaweit auszubauen. 
Über Jahrzehnte wurden Infrastruktur und 
Strecken kaputtgespart. Die ÖBB setzen mit 
ihrem europaweiten Engagement für den 
Nachtzug genau die richtigen Akzente und 
gehen mit gutem Beispiel voran. Denn der 
Schlüssel für eine ökologische Verkehrs-
wende liegt in einem starken öffentlichen 
Verkehrssystem, um allen Menschen unab-
hängig vom Einkommen die Möglichkeit zu 
geben, nachhaltig mobil zu sein. Statt weiter 
Straßen- und Flugverkehr in Milliardenhö-
he zu entlasten, müssen wir in nachhaltige 
öffentliche Verkehrsmittel investieren. 

Wenn wir diese Maßnahmen aber auch 
wirklich flächendeckend umsetzten wollen, 
müssen wir auch über die Finanzierung 
reden. In Europa entgehen uns bis zu 1.000 
Milliarden Euro jährlich an Steuereinnahmen 
durch Steuerbetrug und aggressive Steuer-
tricks der Konzerne. Das Ergebnis: die 
Reichen werden reicher und die Allgemein-
heit verliert. Deshalb braucht es ein starkes 
Europa, das diese Steuertrickserei beendet 
und dafür sorgt, dass jeder seinen gerech-
ten Beitrag leistet. 

Die soziale Säule in Europa muss mit Leben 
erfüllt und in verbindlichen europäischen 
Rechtsvorschriften verankert werden. In 
Österreich kennen wir die Probleme mit 
Lohn- und Sozialdumping besonders gut. 
Wir liegen an der Schnittstelle zu Ländern 
mit starkem Lohngefälle. Nur europäische 
Mindestlöhne können über kurz oder lang 
eine Angleichung der Einkommensniveaus 
in Europa ermöglichen und somit Sozial-
dumping beenden. 

Dieses Jahr feiern wir das 70-Jahre-Ju-
biläum der Schuman-Erklärung, deshalb 
setzt sich das europäische Parlament auch 

verstärkt damit auseinander, wie sich die 
Europäische Union zukünftig weiterent-
wickeln kann. Die Konferenz zur Zukunft 
Europas wurde ins Leben gerufen, um neue 
Antworten auf Fragen des europäischen Zu-
sammenlebens zu finden. Das Miteinbezie-
hen der BürgerInnen ist ein wichtiger Punkt 
in diesem Prozess. Deshalb ist es wichtig, 
dafür zu sorgen, dass die Stadtbevölkerung 
die Möglichkeit bekommt, sich konstruktiv 
einzubringen. 

Wir stehen also noch vor vielen Herausfor-
derungen. Aber wenn wir uns Wien in vielen 
Bereichen der EU als Beispiel herannehmen, 
dann können wir zuversichtlich in die Zu-
kunft schauen. Denn was wir als WienerIn-
nen überall mitbringen, ist die soziale Idee 
des roten Wien! 

Mag. Andreas Schieder 
ist Delegationsleiter der SPÖ im EU-
Parlament. Als passionierter Außenpoli-
tiker sind die Außen-, Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik, die Herausfor-
derungen im Binnenmarkt sowie der 
internationale Handel Schwerpunkte 
seiner Arbeit im Europäischen Parla-
ment. Als Volkswirt und ehemaliger 
Abgeordneter zum Wiener Landtag hat 
er die Interessen der Städte nie aus den 
Augen verloren. 
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Mitteleuropa   
ernst nehmen. 
Erhard Busek 

 „Central Europe has never been in its history more 
free, secure and prosperous”. Mit diesem Satz beginnt 
die Präambel der Publikation einer hochrangigen Re-
flexionsgruppe über die Lage dieser Region zehn Jah-
re nach dem EU-Beitritt der vier Visegrád-Staaten. 
Tatsächlich ist dieses Mehr an Freiheit, Sicherheit und Wohlstand der wohl größte Beitrag 
der Transformation dieser Region zur Zukunft Europas. Dies muss auch für das weitere 
Mitteleuropa, von Albanien bis Belarus, möglich werden. Dabei handelt sich oft um histo-
risch schwierige Nachbarschaften, die ein Ergebnis von für europäische Verhältnisse spä-
ten Nationsbildungen sind. Man gewinnt manchmal den Eindruck, die mitteleuropäischen 
Nationalstaaten hätten gerne überhaupt keine Nachbarn, weil sie bei allen ein Stück von sich 
selbst erkennen. 

In die Situation, uns damit auseinanderzusetzen sind wir Österreicher erst durch den EU-
Beitritt gekommen. Vorher war der Kontinent geteilt, eigentlich unter dem Gesichtspunkt 
„Ost-West“, überhaupt nicht gemeinsam und schon gar nicht gestaltbar. Das einzig Positive 
war die beginnende europäische Integration auf der westlichen Seite, wobei der Fall des 
Eisernen Vorhangs unsere Geografie entscheidend geändert hat. Wir sind uns dessen gar 
nicht bewusst, weil wir diese Wandlung durch den 25-jährigen EU-Beitritt Österreichs als 
selbstverständlich hinnehmen, genauso wie den Fall des Eisernen Vorhangs. 

Der notwendige Dialog mit der Zivilgesellschaft 
In der Regel werden bei den positiven Nachrichten über die europäischen Revolutionen des 
Jahres 1989 nur Demokratie, Marktwirtschaft und Rechtsstaatlichkeit genannt. Tatsächlich 
muss man diese Liste zumindest um zwei Begriffe erweitern. Geschichte und Geografie zäh-
len wieder als realpolitische Einflussfaktoren, weil die politischen und sozialen Ordnungen in 
ganz Europa wieder vergleichbar werden. 

Die mittel- und osteuropäischen Staaten besitzen spezifische Voraussetzungen, um die 
geistige Bedeutung von Grenzziehungen für Europa intensiv zu diskutieren. Dazu zählen ein 
hoher Stellenwert von Kultur und Kulturpolitik für das nationale Selbstverständnis, die noch 
immer rezenten Erfahrungen mit totalitären Regimen und das bewusste Anknüpfen an ver-
gessene „lieux de mémoire“, an Orte sprachlich-kultureller Pluralität. 

Mit dem Fall des Eisernen Vorhangs im 
Jahr 1989 ist nicht nur die Teilung Europas 
überwunden worden, was dem Osten eine 
Chance auf die Übernahme des westlichen 
Modells von Demokratie, Rechtsstaat-
lichkeit und Marktwirtschaft eröffnete. 
1989 ist für Europa auch Konsequenz und 
Symbol eines grundsätzlichen Wandels im 
Verhältnis von Staat und Zivilgesellschaft, 
der beide ehemals getrennten Teile des 
Kontinents betrifft. Im auf Modernisierung 
durch staatliches Handeln konzentrierten 
20. Jahrhundert sollten aus den Vorgaben 
der Aufklärung und dem prinzipiell totalen 
Anspruch der Nation politische Ordnungen 
entstehen, die dem Bürger die beste Form 
von Freiheit und Ordnung anbieten und ihm 
daher ohne Weiteres genügen sollten. Die 
totalitären Ansprüche der Konzepte „Na-
tion“ und „Weltanschauung“ sind in Europa 
1945 und 1989 gescheitert. Die totalitären 
Ansprüche des Konzeptes „Staat“, alles 
umfassend und „souverän“ lösen zu können, 
scheitern nicht so spektakulär, weil sie Sach-
rationalität und nicht Moral in den Vorder-
grund stellen. Aber je weniger Kompetenz 
und Sachrationalität heute durch „souve-
ränes“ staatliches Handeln in den euro-
päischen Saaten angeboten werden kann, 
desto mehr moralische Argumente werden 
besonders in EU-Staaten vorgebracht, um 
trotzdem die Macht und Legitimität staat-
lichen Handelns sicherzustellen. Staatliche 
Standortpolitik und Wirtschaftsförderung, 
das Verhältnis zwischen Kirchen und Staat, 
Asyl- und Fremdenpolitik sind Beispiele für 
jene politischen Fragen, in denen Staaten 
ihre Entscheidungen nicht mehr primär 
sachrational begründen können, ohne neue 
Dialogformen mit der Zivilgesellschaft zu 
entwickeln. 

Die europäische Gegenwart ist für den 
Bürger von verwirrenden, widersprüch-
lichen politischen Botschaften bestimmt. 
Von EU-Institutionen wird zum Optimismus 
aufgerufen, aber wenn die folgende Ana-
lyse des liberalen Publizisten Ivan Krastev 
zutrifft, dann wird das Pfeifen im dunkel 
gewordenen Wald nicht genügen: „Die Zeit 
ist aus den Fugen. Vor unseren Augen löst 
sich die nach 1989 entstandene liberale 
Weltordnung auf. Dies geschieht auf drei 
verschiedenen, aber miteinander zusam-
menhängende Weisen: 

1.) Der Westen verliert im internationalen 
System an Macht und Einfluss, wie am 
Aufstieg Chinas, dem Wiederaufstieg 
Russlands und der global zunehmenden 
Zahl bewaffneter Konflikte abzulesen ist. 

2.) Das westliche Modell der Marktdemo-
kratie verliert seinen universalen Reiz, 
wie die weit verbreiteten Reaktionen 
gegen die Globalisierung – verstanden 
als freie Bewegung von Waren, Kapital, 
Ideen und Menschen rund um den Glo-
bus – vor Augen führen. 

3.) Die liberaldemokratischen Regime des 
Westens erben eine innere Krise, die ge-
wöhnlich als „Aufstieg des Populismus‘“ 
zusammengefasst wird.“ 

Seit dem Ende der ideologischen Teilung 
Europas braucht die Europäische Union 
aber tatsächlich auch einen neuen „Stoff für 
ihre Träume“. Dies wurde nicht sofort 1989 
sichtbar, weil die ökonomische und politi-
sche Herausforderung einer Integration des 
„anderen“ Europa im Vordergrund stand und 
auch für die neuen demokratischen Reform-
staaten Wohlstandsziele Vorrang hatten. 

Aus heutiger Sicht ist der Begriff Mitteleuro-
pa mehr als eine Fußnote der Geschichte 
der letzten Jahre der ideologischen Ost-
West-Teilung Europas, aber weniger als die 
Beschreibung einer Kernregion der Europäi-
schen Union. Wieso hat bis heute die Er-
weiterung der EU um die mitteleuropäische 
Staatenwelt keine wesentliche Auswirkung 
auf die europäische Politik? Ein Teil der Ant-
wort darauf liegt sicherlich in der Tatsache, 

dass die EU zunehmend eine wirtschafts-
politische Agenda verfolgt (Ziel ist es, die 
wettbewerbsfähigste Region der Welt zu 
sein) und dabei die überwiegend kleinen 
und mittleren Staaten Mitteleuropas keine 
Führungsrolle einnehmen können. Und 
das wirtschaftlich in der EU zunehmend 
dominierende Deutschland hat bisher keine 
Mitteleuropapolitik entwickelt, ja sogar 
erstaunlich wenig in die wirtschaftlichen 
Möglichkeiten dieser Region investiert. 
Aber die eigentlichen Gründe für eine euro-
papolitische Marginalisierung Mitteleuropas 
liegen in den historischen, kulturellen und 
gesellschaftspolitischen Traditionen dieser 
Region, die nicht ausreichend als Beitrag 
zur zukünftigen Gestaltung des Kontinents 
diskutiert werden. 

Wie soll man vor diesem Hintergrund den 
Menschen in Europa klarmachen, dass auf 
allen politischen Ebenen ernsthaft über 
die stärkere Einbeziehung der Bürger in 
europäische Prozesse nachgedacht wird, 
aber gleichzeitig „Geschichte, Ideologie und 
kulturelle Voreingenommenheit“ (Eric Hobs-
bawm) Vorrecht der Staaten bleiben sollen? 
Wen wundert es, wenn daher innerhalb der 
EU-Staaten selbst nur einigermaßen ge-
schickte Populisten Zulauf haben, die diesen 
Widerspruch für ihre Ziele nutzen? 

Mitteleuropa: Die Zukunft Europas 
Der Donauraum ist durch seine Geschichte, 
seine kulturelle Vielfalt und sein Potenzial 
dafür geeignet, die europäische Integration 
zu vollenden – und Österreich muss sich der 
Verantwortung dafür bewusst sein. 
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Hier einige Handlungsempfehlungen für 
eine reformierte Nachbarschaftspolitik: 

–  Um als glaubwürdige Akteure in der 
Nachbarschaft der EU auftreten zu kön-
nen, müssen sich die Mitgliedsstaaten 
auf eine Handlungsstruktur einigen. Die 
Verhandlungsschwäche des Vereinigten 
Königreichs nach dem Brexit-Schock als 
Erfolg der EU zu interpretieren, ist nicht 
zielführend. Die erfolgreichste Außenpoli-
tik der EU ist weiterhin die Erweiterung, 
diese muss daher konsequent verfolgt 
werden. 

–  Es gilt in weiterer Folge, die verbleibende
Länder des Gipfels von Thessaloniki 2003 
an die Mitgliedschaft heranzuführen. Mit 
den jährlichen Westbalkan-Gipfeln ist 
ein erster Schritt in diese Richtung unter-
nommen worden, nun müssen konkrete 
Fortschritte erzielt werden. 

–  Den Zielstaaten der Östlichen Partner-
schaft muss eine klare Beitrittsperspek-
tive eröffnet werden – als Gegenmodell 
zur Eurasischen Wirtschaftsunion. Zudem 
kann eine offene Kommunikation der 
Absichten den Auftakt für einen ehrlichen
Dialog mit Moskau bilden. 

Es mag zunächst überraschen, dass die 
mitteleuropäische Region einen neuen Rea-
litätssinn in die Diskussionen über Europas 
Zukunft einbringt, aber genau darin liegt 
ihre größte europapolitische Aufgabe. An-

n 

 

sonsten hätte der aus Österreich stammen-
de amerikanische Sozialpsychologe Paul 
Watzlawick mit seinem Gleichnis über die 
Schlüsselsuche unter dem Licht der Laterne 
recht gehabt: Ein leicht betrunkener Mann 
sucht seinen Schlüssel auf einer dunklen 
Straße unter dem Licht der einzigen vorhan-
denen Laterne. Als ein Polizist ihn fragt, ob 
er denn seinen Schlüssel wirklich hier ver-
loren habe, lautet seine Antwort: nein, aber 
hier gibt es das meiste Licht. 

Die europäische Integration befindet sich 
derzeit in der größten Krise seit ihrer Grün-
dung und ihrer Ausgestaltung im Nach-
kriegseuropa. Wir können uns daher nicht 
erlauben, die Lösung am falschen Ort zu 
suchen. Die Nachkriegsvorstellung, dass 
demokratische Legitimität auf europäischer 
Ebene nicht nur als politisches Ziel von 
Mehrheiten in den Mitgliedstaaten ge-
wünscht wird, sondern auch den Weg von 
einer Gemeinschaft von Nationalstaaten 
zur „politischen Union“ vorbereiten soll, 
ist eine Vision, die in dieser Form von den 
Staaten Mitteleuropas nicht geteilt wird. In 
Mitteleuropa spürt man die Tatsache, dass 
wir Europäer seit 1989 nicht mehr im Nach-
kriegseuropa leben, wohl am deutlichsten. 

Ist es nur kontroversiell oder vielleicht 
sogar unerhört, davon zu sprechen, dass 
die Zukunft Europas in Mitteleuropa liegt? 
Schließlich sind alle Staaten dieser Re-
gion mit Ausnahme von Österreich relativ 
arm, selbst ein wohlmeinender Hegemon 

Deutschland ist ihnen nicht geheuer und sie 
wählen immer wieder politische Führungen, 
die europäische rechtsstaatliche Standards 
infrage stellen. Aber weisen diese Umstände 
nicht darauf hin, dass trotz der wirtschaft-
lichen und gesellschaftspolitischen Attrak-
tivität der Europäischen Union Probleme 
der Ungleichheit in Europa nicht reduziert, 
sondern verstärkt wurden? Die EU braucht 
faire Strukturen, die nicht mit dem Schlag-
wort eines Europas der unterschiedlichen 
Geschwindigkeiten dem Eindruck einer 
„Zweiklassengesellschaft“ Vorschub leisten. 
Nur wenn der Kritik der Mitteleuropäer 
mehr Aufmerksamkeit gewidmet wird, kann 
Europa verhindern, dass aus unterschiedli-
chen Geschwindigkeiten der Integration ein 
Ende des europäischen Projekts von Frieden 
und Wohlstand wird. Selbst in prinzipiell 
integrationsfreundlichen Staaten wie der 
Tschechischen Republik wächst die Unzu-
friedenheit mit einer von Deutschland be-
stimmten Wirtschaftspolitik der EU, die die 
krassen Einkommensunterschiede zwischen 
den Mitgliedsstaaten nicht reduziert, son-
dern ein Gefühl „zweitklassiger“ Europäer 
erzeugt. So verdienen die Arbeiter in tsche-
chischen VW-Werken trotz gleicher Produk-
tivität nur ein Drittel dessen, was Arbeiter in 
deutschen VW-Werken erhalten. 

Zwischen der Forderung nach einer re-
formierten EU, die sich nur um die großen 
Fragen kümmert und alles Übrige den Ge-
meinden, Regionen und Staaten überlasst, 
und den umstrittenen nationalen Souveräni-
tätsvorstellungen, wie sie derzeit besonders 
die Regierungen in Warschau und Buda-
pest einfordern, besteht nur ein gradueller 
Unterschied. Die moralische Empörung über 
Verletzungen der europäischen Werte ist 
notwendig, aber sie bringt uns nicht weiter. 

Vieles in Europa deutet auf problematische 
Entwicklungen hin, unter anderem: 

–  Ein stärkerer Staatseinfluss auf das Justiz-
system in Polen, 

–  die Weigerung mitteleuropäischer Staa-
ten, eine Flüchtlingsverteilung innerhalb 
der EU zu akzeptieren, 

–  die österreichische Forderung, Bürger aus 
andere EU-Staaten nicht sofort gleichbe-
rechtigt in das nationale Soziallleistungs-
system aufzunehmen, 

„Die EU braucht faire Strukturen, die nicht mit dem Schlagwort eines 
Europas der unterschiedlichen Geschwindigkeiten dem Eindruck einer 
„Zweiklassengesellschaft“ Vorschub leisten. “ 

–  der Streit zwischen Slowenien und Kroa-
tien um die Seegrenze im Mittelmeer, 

–  die umstrittene Frage, welche neuen 
Erdgas-Pipelines welchen europäischen 
Staaten oder gar Russland nützen, 

–  der rasante Bevölkerungsrückgang in 
Bulgarien, 

–  die immer offensichtlichere Nord-Süd- 
Teilung der EU, 

–  der geplante EU-Austritt  
Großbritanniens … 

Dies sind nur einige Belege für etwas, was 
wir ungern aussprechen: Europa ist heute 
nicht auf der Höhe der Zeit! 

Wir können dies beklagen und insbesonde-
re den Mitteleuropäern vorwerfen, dass sie 
wieder einmal in der Geschichte nicht reif 
sind für die aufgeklärte Liberalität des fort-

schrittlichen Westens. Aber wir sollten uns 
eher die Frage stellen, warum die Ideenwelt 
des Liberalismus neben mehr Demokratie 
und Wohlstand auch mehr ökonomische 
und soziale Ungleichheit sowie mehr kul-
turelle Unsicherheit erzeugt sowie Forde-
rungen nach einer Re-Nationalisierung 
zentraler Politikbereiche in Europa wieder 
populär gemacht hat. Im 19. Jahrhundert 
schrieb Friedrich Hebbel: „Dies Österreich 
ist eine kleine Welt, in der die große ihre 
Probe hält.“ Verstehen und lösen werden 
wir die Krisen in Europa nur, wenn wir die 
komplizierten Lebenswelten Mitteleuropas 
nicht als rückständige Peripherie marginali-
sieren, sondern wenn wir Europa von seiner 
komplizierten Mitte her denken. Und diese 
Mitte liegt heute an den aktuellen Grenzen 
der EU, an denen zu beiden Seiten um euro-
päisch Wege gerungen wird. 

Dieses Ringen ist eigentlich ein enormer 
Fortschritt, für die Region wie für Europa. 
Warum sollten wir daher nur über die große 

Malaise Europas sprechen? Wer Europa 
stabil halten will, muss grundlegende Refor-
men für mehr Gemeinsamkeit an Sicherheit 
und Wirtschaftspolitik wollen, ohne morali-
sche Ängste vor einem „atemberaubenden 
Wechsel vom Licht zur Finsternis“ (Timoth y 
Garton Ash), muss bürgerschaftliches   
Engagement wollen und muss – vor allem –  
Mitteleuropa mit all seinen kulturellen 
Erfahrungen ernst nehmen, um eine neue 
Ost-West-Trennung zu verhindern. „Heute 
fühlen wir, dass wir die Zukunft Europas 
sind“: Es liegt an uns Europäern zu entschei-
den, was dieser erstaunlich richtige Satz von 
Viktor Orbán tatsächlich für die Zukunft 
Europas bedeuten wird. 

Dr. Erhard Busek  
ist V orstandsvorsitzender des Instituts 
für den Donauraum und Mitteleuropa, 
seit 2012 Ehrenpräsident des Eur opäi-
schen Forums Alpbach und Kurato-
riumsmitglied der Initiative A Soul for 
Europe. Davor bekleidete er zahlreiche 
hochrangige Ämter in der österreichi-
schen Innen- und Europapolitik. In all 
seinen Funktionen war und bleibt er ein 
überzeugter Mitteleuropäer. 
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Verschläft die Europäische  
Union Megatrends? 
Reinhard Troper 

Megatrends sind gerade in Mode. Entsprechende 
Studien schießen wie die sprichwörtlichen Pilze aus 
dem prognostischen Boden: Das Schlagwort „Mega-
trends“ ergibt bei Google etwa 3,7 Mio. Treffer.  

Definiert werden Megatrends in der Regel als enorme transformative Kräfte, die die Wirt-
schaft, die Unternehmenswelt und die Gesellschaft weltweit umwälzen. Sie verändern die Art  
und Weise, wie wir leben, und dies nicht erst seit gestern. Deshalb sollten zukunftsorientierte  
politische Strategien diesen Megatrends Rechnung tragen. Diese Anforderung kann und muss  
an sie gestellt werden. Dies gilt natürlich auch für die aktuelle strategische Ausrichtung der EU. 

Im Folgenden werden deshalb zunächst zwei Megatrends kurz dargestellt, die in den meisten  
einschlägigen Publikationen zu finden sind: Die weltweit zunehmende Urbanisierung und die  
ebenfalls weltweit zunehmende Ungleichheit der Einkommens- und Vermögensverteilung.  

Danach wird untersucht, inwiefern die EU diesen Trends Rechnung trägt. Dies erfolgt auf 
Basis der neuen Strategien des Rates und der Kommission: 

–  Ende Juni 2019 legte der Europäische Rat (ER) unter dem Titel „Eine neue Strategische 
Agenda 2019-2024“1 seine Richtschnur für die Arbeit der europäischen Institutionen für 
die kommenden fünf Jahre vor. 

–  Im Juli 2019 stellte dann die neu gewählte Präsidentin der Europäischen Kommission (EK), 
Ursula von der Leyen, unter dem Motto „Eine Union, die mehr erreichen will“2 ihre „Poli-
tischen Leitlinien“ für die Periode 2019 bis 2024 vor. Dabei handelt es sich um die grund-
legende strategische Ausrichtung der neuen EK, die auch die Basis für die Arbeitsaufträge 
(„mission letters“) an die neuen Kommissionsmitglieder darstellt. 

Obwohl manchmal von sogenannten „europäischen Werten“ verdeckt, bilden Wirtschafts-
interessen seit jeher den Kern der EU. Im Zweifel entscheiden wirtschaftliche Überlegun-
gen. (Was nebenbei bemerkt einer der Hauptgründe für den Verlust an Glaubwürdigkeit  
der EU ist.)   

1 https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2019/06/20/a-new-strategic-agenda-2019-2024/  
2 https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/political-guidelines-next-commission_de.pdf 

„Das 19. Jahrhundert war das Zeitalter der Weltreiche, das 20. Jahrhundert  
das Zeitalter der Nationalstaaten, und das 21. Jahrhundert wird das 
Zeitalter der Städte sein.3“ 

Vor diesem Hintergrund wird im Folgen-
den auf die Einschätzung von Megatrends  
durch Wirtschaftsakteure fokussiert.   

Megatrend: Urbanisierung 
Unter Urbanisierung (lateinisch urbs 
„Stadt“) versteht man die Ausbreitung 
städtischer Lebensformen. Diese kann sich 
einerseits im Wachstum von Städten aus-
drücken (physische Urbanisierung oder 
„Verstädterung“ im engeren Sinne), ande-
rerseits durch eine mit städtischen Stan-
dards vergleichbare infrastrukturelle Er-
schließung ländlicher Regionen (funktionale 
Urbanisierung) oder ein verändertes Sozial-
verhalten der Bewohner von ländlichen 
Gebieten (soziale Urbanisierung). Während 
der Begriff „Verstädterung“ eher für die 
Ausweitung alter Städte durch Bautätigkeit, 
Gewerbe- und Industrieflächen steht, be-
zieht „Urbanisierung“ Prozesse des sozialen 
Wandels mit in die Betrachtung ein. 

Was sagen Wirtschaftsvertreter zu diesem  
Trend? Beginnen wir mit Blackrock als unse-
ren ersten Zeugen. Denn wer könnte bezüg-
lich wirtschaftlicher Interessen glaubwürdiger  
sein als der weltgrößte Vermögensverwalter?  
Per 30.6.2019 verwaltete er 6,84 Bio. US-Dol-
lar! (Das BIP von Japan beträgt 5,0 Bio. und  
jenes von Deutschland 3,9 Bio. US-Dollar.) 

Auf der Blackrock Infographik „Megatrends  
in Aktion“ wird die „Rasante Urbanisierung“  
als einer von fünf Trends dargestellt, die  
Anleger bei ihren Investitionsentscheidun-
gen berücksichtigen sollten: Weltweit leben  
mehr Menschen in Städten und Ballungs-
räumen als in ländlichen Regionen. Wie die  
nachstehende Grafik zeigt, wird sich dieser  
Trend voraussichtlich fortsetzen. 1950 lebten  
30% der Weltbevölkerung in Städten. 2008  
waren es 50%. Bis 2050 dürfte der Anteil auf  
66% ansteigen. In Großstädten werden Platz  
und Wohnraum zu einem immer größeren  
Problem4. Das Thema „leistbares Wohnen“  

wird immer aktueller und hat teilweise bereits  
entscheidenden Einfluss auf Wahlergebnisse. 

Durch ihr Wachstum und ihre Dynamik 
bieten Ballungsräume in der Regel besse-
re Beschäftigungsmöglichkeiten, bessere 
Bildungseinrichtungen und einen besseren 
Zugang zu sozialen und kulturellen Aktivi-
täten. Damit sind sie als Lebensraum at-
traktiver und ein geeigneterer Standort für 
unternehmerische Erfolge. 

den offensichtlichen Problemen richtet sich 
der Blick der Fachdiskussion in den letzten 
Jahren aber verstärkt auf die sich aus dieser 
Entwicklung ergebenden Chancen. 

Rufen wir unseren zweiten Wirtschaftsvertre-
ter als Zeugen auf: Die Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung  
(OECD). Dieser Zusammenschluss der 36 am  
höchsten entwickelten Volkswirtschaften der  
Welt wird auch immer wieder als “Klub der  

Weltbevölkerung in ländlichen Regionen und Städten, 1950-2050 
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Blackrock als globaler Player weist als Aus-
wirkungen der Urbanisierung z.B. darauf 
hin, dass in China das Pro-Kopf-Einkommen 
in Ballungsräumen mehr als doppelt so hoch
wie auf dem Land ist. Oder er spricht die 
ungleiche Verteilung der ärztlichen Grund-
versorgung in den USA an: In ländlichen 
Regionen kommen 39,8 Allgemeinärzte 
auf 100.000 Menschen, in Ballungsräumen 
hingegen 53,3. Diese ungleiche Verteilung 
in der medizinischen Versorgung hat nach-
weisliche (negative) Auswirkungen auf die 
Gesundheit der (ländlichen) Bevölkerung. 
Ähnliche Strukturdifferenzen sind auch 
überall in Europa zu finden. Die Folgen der 
Urbanisierung sind in ihrer ökologischen, 
ökonomischen und sozialen Tragweite zwar 

 

noch nicht vollständig absehbar. Neben 
3 Wellington Webb, Ex-Bürgermeister von Denver, „Die Intelligenz der großen Städte“, Der Standard, 9.12.2019, Seite 23   
4 https://www.blackrock.com/ch/privatanleger/de/themen/megatrends/megatrends-in-aktion  
5 https://www.oecd.org/cfe/regional-policy/Metropolitan-Century-Policy-Highlights-German.pdf 

Reichen” bezeichnet. Seine wirtschaftspoliti-
sche Kompetenz sollte ebenfalls außer Frage  
stehen. Und die OECD hat bereits 2015 in  
einer Analyse der Ursachen und Konsequen-
zen von Urbanisierung das 21. zum “Jahrhun-
dert der Metropolen” erklärt5. 

2100 wird der weltweite Prozess der Urba-
nisierung weitgehend abgeschlossen sein. 
Dann werden voraussichtlich 85% der Welt-
bevölkerung in Städten leben. Damit wird 
sich die Stadtbevölkerung im Verlauf von 
nur 150 Jahren von weniger als einer Milliar-
de im Jahr 1950 auf neun Milliarden im Jahr 
2100 erhöht haben. 
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Schon heute hat nur ein Dutzend der OECD- Die Urbanisierung als Megatrend steht 
Länder insgesamt eine so hohe Einwohner- außer Frage. Aber wird ihr in der strategi-
zahl wie die größten Städte der Welt (z.B. schen Ausrichtung der EU Rechnung getra-
Tokyo, Guangzhou, New York, Delhi und gen? Die Antwort auf diese Frage ist leider 
Jakarta). Da die Zahl der Megastädte mit sehr kurz: NEIN! 
über 10 Millionen Einwohner bis 2030 vor-
aussichtlich auf über vierzig anwachsen wird –  In den „politischen Leitlinien“ der neuen EK  
– und viele davon in rasch expandierenden sucht man selbst den Begriff „Stadt“ verge-
Ländern liegen – ist es nur eine Frage der bens. Stattdessen ist folgendes zu lesen: „In
Zeit, bis viele städtische Agglomerationen unseren ländlichen Gebieten leben mehr  
wirtschaftlich stärker sein werden als die als 50% aller Europäerinnen und Europäer.  
meisten OECD-Länder. Diese Gebiete bilden das Gefüge unserer  

Gesellschaft und sind der Herzschlag unse-
Insofern ist es kein Wunder, wenn insbeson- rer Wirtschaft. (…) Sie sind ein wesentlicher
dere das Selbstbewusstsein von Bürgermeis- Bestandteil unserer Identität und unseres  
terinnen und Bürgermeistern der Haupt- wirtschaftlichen Potenzials. Wir werden  
städte zunimmt. So haben gerade die vier unsere ländlichen Gebiete wertschätzen  
Bürgermeister der jeweiligen Hauptstädte und schützen und in ihre Zukunft investie-
der Visegrad-Staaten ein Abwehrbündnis ren.“ In den (rein) ländlichen Gebieten der  
gegen die nationalistischen Tendenzen ihrer EU lebten aber - laut Eurostat – 2015 nur  
jeweiligen nationalen Regierungen mit dem 28 % der Bevölkerung der EU28. Während  
Namen „Pakt der freien Städte“ gegründet. also die Bedeutung der ländlichen Gebie-
(Der Gegenpol dieses gestiegenen Selbstbe- te über Gebühr und mit falschen Zahlen  
wusstseins heißt Boris Johnson, auch er war herausgestrichen wird, kommen Städte im  
mal Bürgermeister.) gesamten Text nicht vor.  

–  Leider gilt dies auch für die neue strate-
gische Agenda des Europäischen Rates. 
Städte werden nur einmal im Zusammen-
hang mit dem Energiemarkt und Umwelt-
fragen erwähnt: „Parallel dazu müssen wir 
weiterhin die Umwelt in unseren Städten 
und auf dem Land sowie unsere Luft- und 
Wasserqualität verbessern und eine nach-
haltige Landwirtschaft fördern (…)“6. 

Der Megatrend der Urbanisierung, die zu-
nehmende Bedeutung der Städte sowie die 
sich daraus ergebenden Chancen sind an 
der Strategie der Europäischen Kommission 
und des Europäischen Rates bislang spurlos 
vorbeigezogen. Ein ernüchternder Befund. 
Gleichzeitig gibt es auf der Umsetzungs-
ebene aber eine Fülle von „städtischen“ 
EU-Projekten, deren Wert nicht unterschätzt 
werden soll. 

Kommen wir somit zur Zunahme der Un-
gleichheit. Wie verhält es sich diesbezüglich? 

Megatrend: Zunehmende Ungleich-
heit der Einkommens- und Vermö-
gensverteilung. 
Wenn es um Vermögen geht, sind Schweizer 
Banken eine gute Adresse. Sie wissen, wo-
von sie sprechen. So etwa die Credit Suisse 
(CS), eine Bank zu deren Kunden durchaus 
die Superreichen zählen. Sie veröffentlicht 
jährlich einen Vermögensbericht, den soge-
nannten „Global Wealth Report“. Laut dem 
jüngsten Bericht haben die Vermögen seit 
dem Vorjahr um 2,6 Prozent auf 360 Billio-

  nen US-Dollar zugenommen. Mitte 2019 gab 
es weltweit 46,8 Millionen Dollar-Millionäre, 
um 1,1 Millionen mehr als 2018. 

Das weltweite Vermögen ist allerdings sehr 
  ungleich verteilt: 32% (114,6 Billionen Dol-

lar) des 360 Billionen Dollar umfassenden 
Gesamtvermögens befinden sich in Nord-
amerika, wo das Vermögen pro Erwachse-
nem 417.694 Dollar ausmacht. Europa folgt  
an zweiter Stelle, hier gibt es laut der Studie  
90,8 Billionen Dollar (25%)Vermögen, pro  
Erwachsenem sind das im Schnitt 153.973  
Dollar. In China beläuft sich das Vermögen  
auf 63,8 Billionen Dollar (18%), im Schnitt hält  
ein Erwachsener demnach 58.544 Dollar.  
Deutlich weniger Vermögen gibt es in Indien  

6 „Eine neue strategische Agenda 2019 – 2024“, Europäischer Rat, Seite 4 

„Im Jahr 2019 besaßen 0,9 Prozent der Weltbevölkerung 43,9 Prozent 
des weltweiten Vermögens. 56,6 Prozent der Weltbevölkerung besaßen 
hingegen lediglich 1,8 Prozent des weltweiten Vermögens.7" 

mit 12,6 Billionen Dollar (3%) und 14.569  Auch im jährlichen „Global Risk Report“8 des Ende der „Wir sind die 99 Prozent – Occupy 
Dollar pro Erwachsenem. Ärmster Kontinent  World Economic Forums wurden die zuneh- Wallstreet-Bewegung“, als den objektiven 
ist Afrika mit nur 4,1 Billionen Dollar (1%)Ver- menden Einkommensunterschiede in den Fakten geschuldet ist: Laut der Finanznach-
mögen. Im Schnitt hat dort jeder Erwachsene  Jahren 2012 und 2013 an erster Stelle der richtenagentur Bloomberg ist 2019 das 
nur 6.488 Dollar Vermögen. In den nächsten  wahrscheinlichen Risiken gereiht. Seither Vermögen der 500 reichsten Menschen der 
fünf Jahren dürfte das globale Vermögen  sind sie wieder aus der Liste der Top Fünf Welt um ein Viertel gestiegen. 
gemäß der CS-Studie um 27 Prozent steigen. Risiken verschwunden, was wohl eher dem 
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Quelle: https://de.statista.com/statistik/daten/studie/384680/umfrage/verteilung-des-reichtums-auf-der-welt/ 

7 https://de.statista.com/statistik/daten/studie/384680/umfrage/verteilung-des-reichtums-auf-der-welt/  
8 https://www.weforum.org/reports/the-global-risks-report-2020  
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Auch innerhalb der EU gibt es große Ver-
mögens- und Einkommensunterschiede, wie 
die nachstehende Tabelle der verfügbaren 
Haushaltseinkommen 2017 zeigt: Während 
es in Österreich etwa 23.000 Euro pro Kopf 
beträgt, sind es in Rumänien nur knapp 
mehr als 5.000 Euro monatlich . 22 Prozent 
der EU-Bevölkerung sind von Armut und 
Ausgrenzung bedroht, und 12,6 Millionen 
Menschen in der Euro-Zone sind noch 
immer arbeitslos. Was die Verteilung der 
Nettovermögen betrifft, kommt selbst die 
Europäische Zentralbank (EZB) zum Schluss, 
dass dieses sich in einer „schweren Schief-
lage“ befindet.10  

Seit Jahren weist auch eine Reihe anerkann-
ter Ökonominnen und Ökonomen auf die 
zunehmende soziale Ungleichheit hin. No-
belpreisträger Joseph Stiglitz veröffentlichte 
2012 sein Buch „Der Preis der Ungleichheit 
– wie die Spaltung der Gesellschaft unsere 
Zukunft bedroht.“ Seitdem warnen u. a. 
Thomas Piketty und der ehemalige Welt-
bank-Ökonom Branko Milanovic vor der 
Bedrohung der Demokratie durch diesen 
Megatrend: Wegen gefühlter wie realer Un-
gleichheit und Abstiegsgefahr versammeln 
sich immer breitere Teile der Mittelschicht 
und der Einkommensschwächeren im Lager 
der Rechtspopulisten. 

Die dargestellten geographischen bzw. na-
tionalen Unterschiede sind auch eine wesent-
liche Ursache der aktuellen Migrationsbewe-
gungen. Politisch noch brisanter dürften aber  
die innerstaatlichen Verteilungsunterschiede  
sein: Weltweit ist eine Zunahme urbaner  
Proteste zu beobachten. „Seit 2009 sind wir  
Zeugen einer Welle von urbanen Protesten  
in unterschiedlichen Teilen der Welt. Städte  
in Spanien und Griechenland, aber auch in  
Ägypten, der Türkei, Brasilien, Venezuela,  
Argentinien und Israel haben Aufstände und  
Besetzungen öffentlicher Räume erlebt.“11   
Protestiert wird v.a. “gegen die massive  
Verschärfung von Ungleichheit,…“12  Dabei  
kommt es gerade auch in wohlhabenden  
Städten zu Protesten und Unruhen. 2019 u.a.  
in Paris, Hongkong und Santiago de Chile.  
Obwohl jeder Protest lokale Aspekte auf-
weist, ist ihnen allen doch eines gemeinsam:  
Sie zeigen „was passieren kann, wenn sich ein  
Gefühl, unfair behandelt zu werden, mit einer  

Verfügbares Haushaltseinkommen 
Quelle: Eurostat (Juli 2019) in der EU, pro Kopf, 2017 

Luxemburg 
Österreich 

Deutschland 
Niederlande 

Dänemark 
Belgien 

Frankreich 
Schweden 

Finnland 
Irland 

UK 
Malta 
Italien 

Zypern 
Spanien 

Slowenien 
Tschech. Rep. 

Estland 
Polen 

Portugal 
Slowakei 

Litauen 
Kroatien 
Lettland 

Griechenland 
Ungarn 

Bulgarien 
Rumänien 

0 5.000 € 10.000 € 15.000 € 20.000 € 25.000 € 30.000 € 

Quelle: https://awblog.at/oesterreich-bei-wohlstand-an-der-eu-spitze/ teilung-des-reichtums-auf-der-welt/ 

allgemeinen Wahrnehmung geringer sozialer
Mobilität verbindet.“13   

Und dieses Empfinden von Ungleichheit 
ist auch in der EU weitverbreitet. So zeigt 
eine rezente Studie des Londoner Think-
tanks „British Foreign Policy Group“ für das 
Brüsseler „European Policy Centre“, dass „44
Prozent aller Befragten finden, dass sich die 
Lebensqualität in ihrem Land zu ihrer Le-
benszeit verschlechtert hat. Die Verheißung,
dass die EU Wohlstand schaffe, verfängt 
bei einer großen Mehrheit nicht: 70% der 
Europäer antworten, dass die Ungleichheit 
in ihrem Land steige.“14  

Ebenso wie die Urbanisierung ist auch der 
Megatrend der zunehmenden Ungleichheit 
nicht nur ein empirisches Faktum, sondern 
hat auch gravierende demokratiepolitische 
Auswirkungen. Deshalb auch hier die Frage, 
ob ihm in der strategischen Ausrichtung der 
EU Rechnung getragen wird? Die Antwort 
ist wiederum: Leider nein! 

•  In den „politischen Leitlinien“ der neuen 
EK kann man zwar einerseits lesen: „Es 
ist in erster Linie unser Armutszeugnis, 
dass fast 25 Millionen Kinder unter 18 

 

 

 

12 Ibid.  
13 „Warum reiche Städte rebellieren“, Jeffrey D. Sachs, Der Standard, 28.10.2019, Seite 19  
14 „Die Wölfe lauern noch vor der Tür“, Oliver Grimm, Die Presse, 12.2.2020, Seite 7 

Jahren von Armut oder sozialer Ausgren-
zung bedroht sind.“ (S. 10). Andererseits 
ist die neue EK-Präsidentin aber „stolz auf 
unsere einzigartige europäische soziale 
Marktwirtschaft. Sie ermöglicht es unse-
ren Volkswirtschaften zu wachsen und 
reduziert Armut und Ungleichheit. Dabei 
ist sichergestellt, dass soziale Gerechtig-
keit und soziale Fürsorge an erster Stelle 
stehen.“ (S. 7). Nachdem dies also sicher-
gestellt ist, braucht man sich natürlich 
darum nicht weiter zu kümmern. Deshalb 
haben auch die an sich erfreulichen Aus-
sagen zur „Europäischen Säule sozialer 
Rechte“ einen schalen Beigeschmack. 

•  Ebenso ist die zunehmende Ungleichheit 
in der neuen strategischen Agenda des 
Europäischen Rates kein Thema. Nur im 
Zusammenhang mit der Notwendigkeit 
der Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit 
heißt es: „Dazu müssen wir die Aufwärts-
konvergenz unserer Volkswirtschaften 
verwirklichen und uns den demographi-
schen Herausforderungen stellen.“ (S. 3) 
Dass die Realität vieler Bereiche (Steuern, 
Löhne, Sozialstandards, etc.) eher von 
einer Abwärtskonvergenz gekennzeichnet  
ist, wird dabei völlig ausgeblendet. 

9 https://awblog.at/oesterreich-bei-wohlstand-an-der-eu-spitze/ 
10„Eine Vision zur Vollendung der WWU“, A&W blog, 17.10.2019  
11 „Urbaner Protest: Revolte in der neoliberalen Stadt“, Ayse Gaglar, IWMpost, Nr. 124, 2019, Seite 15  

Auch diesen Megatrend und seine zuneh- werden, könnte als bereits fortgeschritte- Aber was bedeuten diese – vorsichtig formu-
mende Bedeutung gerade für Städte haben ner Realitätsverlust diagnostiziert werden. liert – „Leerstellen“ für die Erfolgsaussichten 
sowohl die EK als auch der ER – auf der Schade auch deshalb, weil dies eigentlich ein der neuen Wirtschaftsstrategie der EU, des 
strategischen Ebene – bisher komplett ver- wichtiges Thema für die von der EK ange- Green Deals? Dies soll abschließend be-
schlafen. Dass dabei selbst die Befunde von kündigte „Zukunftskonferenz“ der EU wäre. leuchtet werden. 
„hard-core“ Wirtschaftsakteuren ignoriert 

„Der Weg zur Klimaerwärmung ist gepflastert mit guten Vorsätzen.15 “ 

RIP Green Deal? 
Im Unterschied zu anderen Erdteilen scheint 
der Megatrend der Klimaerwärmung auf 
der strategischen europäischen Ebene voll 
angekommen zu sein. Nach der Europa-
2020-Strategie stellt der Green Deal nun die 
wirtschaftspolitische Strategie der EU dar. 

Städte spielen eine zentrale Rolle bei der 
Bekämpfung des Klimawandels, denn schon 
heute sind sie durch ihr schnelles Wachstum 
für den größten Teil der CO2-Emmissionen 
und für 80 Prozent des Energieverbrauchs 
verantwortlich. Deshalb zielt z.B. das globale 
UNO-Nachhaltigkeitsziel 11 auf „nachhaltige 
Städte und Gemeinden“: Städte und Sied-
lungen sollen inklusiv, sicher, widerstandsfä-
hig und nachhaltig gestalten werden. 

Will man die Klimakrise abwenden, muss 
man daher Lösungen für eine funktionie-
rende klimaneutrale Stadt entwickeln, die 
auf fossilfreien Technologien basiert. Städte 
tragen aktiv zum Klimawandel bei und sind 
gleichzeitig von seinen negativen Folgen 
stark betroffen. Sie sind deshalb ein zent-
raler Hebel, um die Dekarbonisierung der 
Energie- und Transportsysteme voranzutrei-
ben und eine langfristige Transformation zu 
tragfähigen Lebens- und Wirtschaftsmodel-
len zu schaffen. 

Wie oben aber gezeigt, ignoriert die EU 
diesen zentralen Hebel in ihren strategi-
schen Überlegungen. Und dies, obwohl sich 
die neue wirtschaftspolitische Strategie der 
EU an den Nachhaltigkeitszielen der UNO 

(SDGs) orientieren soll. „Window dressing“ 
wie die Umbenennung des bisherigen 
„Jahreswachstumsberichts“ in „Jährliche 
Strategie für nachhaltiges Wachstum“ wird 
da wohl zu wenig sein. Immerhin wird in die-
sem eingeräumt: „Was die Gestaltung und 
Umsetzung der Klima- und Umweltpolitik 
angeht, befinden sich nicht alle Mitglied-
staaten, Regionen und Städte in derselben 
Ausgangslage. Aus diesem Grund muss bei 
der Klimapolitik ein kohäsionsfördernder 
Ansatz verfolgt werden, der der Konver-
genz keinen Abbruch tut.“16  

Aber auch hinsichtlich seiner finanziellen 
Ausstattung erweist sich der groß verkün-
dete „Green Deal“ eher als Blendwerk: Bei 
näherer Betrachtung zeigt sich, dass es sich 
von der angekündigten einen Billion über 10 
Jahre, lediglich bei den 7,5 Mrd. für den sog. 
„Just Transition Fund“ (JTF) um zusätzliches 
Geld handelt. Dies sind Krümel angesichts 
der kurz- und mittelfristig für den Über-
gang zur Klimaneutralität zu erwartenden 
Kosten.17  

Zusammenfassend muss festgehalten wer-
den, dass das Ignorieren der Megatrends 
Urbanisierung und zunehmende Ungleich-
heit sich an den Erfolgsaussichten der 
Bewältigung des Megatrends Klimaerwär-
mung rächt. Es ist unwahrscheinlich, dass 
der Green Deal seine Ziele erreichen wird. 
Eher dürfte er das Schicksal der bisherigen 
europäischen Wirtschaftsstrategien  – der 
Binnenmarktstrategie der 90er Jahre, der 
Lissabon-Strategie der 2000erJahre sowie 

der Europa 2020-Strategie ab 2010 – teilen 
und seine Ziele deutlich verfehlen.18 Realis-
tischer Weise ist also eher mit einer Fortset-
zung der bisherigen „situationselastischen“ 
Entwicklung der EU-Politiken zu rechnen, als 
mit einer - objektiv dringend notwendigen - 
tatsächlichen strategischen Neuausrichtung 
der Europäischen Union.  

Mag. Reinhard Troper  
arbeitete von Beginn an im Bereich 
„Europäische Integration“ der Wiener 
Stadtverwaltung. Als Volkswirt und 
Politologe trat er in den folgenden 
Jahrzehnten mit wirtschaftspolitischem 
Know-how und europapolitischem 
Denken für städtepolitische Anliegen 
und Wiener Interessen auf europäi-
schem Parkett ein. 

15 https://wiiw.ac.at/the-european-green-deal--good-intentions-that-won-t-go-far-n-423.html  
16„Jährliche Strategie für nachhaltiges Wachstum 2020“ COM82019 (650 final) vom 17.12.2019, Seite 12  
17https://wiiw.ac.at/the-european-green-deal--good-intentions-that-won-t-go-far-n-423.html  
18https://wiiw.ac.at/the-european-green-deal--good-intentions-that-won-t-go-far-n-423.html 
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Die EU-Strategie  
für den Donauraum 

Wien lebt am und mit dem Donaustrom. Von Beginn an hat die strategisch gute 
Lage an der großen Wasserstraße die Geschichte Wiens maßgeblich beeinflusst, 
die Stadt mit Ost und West verbunden. 

Auf ihrem beinahe 3.000 Kilometer langen 
Weg quer durch Europa trifft die Donau 
nicht nur Menschen in acht Sprachräumen 
und zehn Ländern (Deutschland, Österreich, 
die Slowakei, Ungarn, Kroatien, Serbien, 
Rumänien, Moldawien, Bulgarien und die 
Ukraine), sondern auch unzählige Land-
schaften und Naturschätze. Auch als die 
Donau noch eine mehrere Kilometer breite, 
wilde Flusslandschaft war, diente sie bereits 
als Handelsweg, und Wien war ein bedeu-
tender Hafen und Umschlagplatz. Heute 
sind nahe Metropolen wie Bratislava dank 
einer schnellen Schiffsverbindung in kür-
zester Zeit erreichbar, die Zusammenarbeit 
in Rahmen von Nationalparks entlang der 
Donau geht über Ländergrenzen hinweg 
und die Europäische Union hat eine eigene 
makroregionale Strategie für den Donau-
raum entwickelt. 

Schließlich ist die Donau der längste Fluss 
der EU, das gesamte Einzugsgebiet um-
fasst sogar 19 Staaten. Trotz unterschied-
licher Geschichte, Kultur und ökonomischer 
Potenz ist die Region stark verflochten, hat 
aber auch noch viel Potential für eine stär-
kere Integration und stärkeres Wirtschafts-
wachstum. Daher hat der Europäische Rat 
2008 auf Vorschlag Österreichs und Ru-
mäniens die Europäische Strategie für den 
Donauraum EUSDR beschlossen: sie soll die 

regionale, soziale und territoriale Kohäsion 
in der Region mit Respekt vor der kulturel-
len Diversität fördern. 14 Staaten sind daran 
beteiligt, neun davon sind Mitgliedstaaten 
der EU, und rund 115 Mio. Einwohner leben 
in der Region. 

Als strategischer Rahmen wurde 2011 ein 
Aktionsplan für diese Makroregion festge-
legt, dessen Ziel es ist, die grenzüberschrei-
tende bi- und multilaterale Zusammenarbeit 
der im Donauraum befindlichen Akteure in 
ausgewählten Themenbereichen zu stärken. 
Dabei werden insbesondere jene Initiativen 
und Projekte gefördert, die grenzüber-
schreitende Kooperationen im Donauraum 
und eine gezielte Umsetzung der Donau-
raum-Strategie im Fokus haben. 

Vier Pfeiler („Pillars“) mit insgesamt zwölf 
Prioritätsbereichen (Priority Areas) bilden 
die Basis für die Umsetzung der Donau-
raumstrategie. Wien hat von Beginn an 
eine Vorreiterrolle gespielt und als einer der 
Koordinatoren die Verantwortung für den 
Prioritätsbereich 10 - Verbesserung der 
institutionellen Kapazität und Zusammen-
arbeit übernommen. Hier geht es um den 
Austausch von Know-how auf Ebene der 
öffentlichen Verwaltungen, um die Zusam-
menarbeit mit der Zivilgesellschaft und mit 
lokalen Akteuren, um die Stärkung städti-

An der EUSDR beteiligte 
EU-Mitgliedstaaten: 

- Deutschland 
- Österreich 
- Tschechien 
- Slowakei 
- Ungarn 
- Slowenien 
- Kroatien 
- Rumänien 
- Bulgarien 

Beteiligte Beitrittskandidaten: 

- Serbien 
- Bosnien und Herzegowina 
- Montenegro 

Beteiligte Nachbarstaaten: 

- Moldawien 
- Ukraine 

scher bzw. regionaler Netzwerke und Ini-
tiativen aber auch um die bessere Nutzung 
unterschiedlicher Finanzierungsquellen zur 
Umsetzung gemeinsamer Projekte. Nicht 
zuletzt aufgrund des langjährigen Einsat-
zes und der wertvollen dabei gewonnenen 
Erfahrungen wurde 2018 die Umsetzung 
des Danube Strategy Point (DSP) an Wien 
übertragen. Heute ist der DSP eine Ko-
operation der beiden Initiatoren-Staaten 
der EUSDR, Österreich und Rumänien, mit 
einem Büro in Wien und einem beim Rumä-
nischen Regionalministerium in Bukarest. Als 
Sekretariat zur Koordination der vielfältigen 
Aufgabenbereiche der Strategie ist der DSP 
einerseits eine Anlaufstelle für die Euro-
päische Kommission und alle Gremien der 
Donauraum-Strategie und soll andererseits 
generell die Koordination aller Stakeholder 
im Donauraum verbessern. Die Finanzierung 
dieser beiden von Wien übernommenen 
Aufgaben erfolgt zu 85% aus dem Danube 
Transnational Programme (DTP).  

Basierend auf der Erfahrung früherer Pilot-
projekte und Empfehlungen einer Studie 
zur sozioökonomischer Bewertung im 
Donauraum setzte Wien in seiner Funktion 
als Koordinator des Prioritätsbereichs 10 
den Danube Strategic Project Fund (DSPF) 
auf. Mit diesem Finanzierungsinstrument 
wurden gezielt strategisch relevante Pro-
jektideen für den Donauraum unterstützt, 
die die Brückenbildung zwischen Donau-
raumpartnern innerhalb und außerhalb der 
Europäischen Union fördern. 

Auch die Entwicklung eines Online-tools, der 
EuroAccess-Datenbank (www.euro-access. 
at), unterstützt die Umsetzung der Donau-
raumstrategie in den jeweiligen Städten und 
Regionen: Sie ermöglicht ProjektträgerInnen 
das Abrufen individualisierter Informationen 
zu passenden EU-Fördermöglichkeiten. Mit 
dem Pilotprojekt konnte Wiener Know-how 
erfolgreich in den Donauraum exportiert 
werden. Auf Wunsch der Europäischen 
Kommission wurde die EuroAccess-Daten-
bank sogar auf alle vier makro-regionalen 
Strategien ausgeweitet. 

www.wien.gv.at/politik/strategien-konzepte/donauraum 

www.danube-region.euw 

www.danube-capacitycooperation.eu 

Graphic Recording Videos stellen kurz und anschaulich einzelne aus dem Danube Strategic 
Project Fund (DSPF) finanzierte Projekte vor. 

Suchen Sie auf youtube.com nach „DSPF graphic recording“! 
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EU-BEVÖLKERUNG | 447 MILLIONEN 

Am 1. Januar 2019 belief sich der Bevölkerung der EU-28 auf 513,5 Millionen Ein-
wohner, beinahe eine Million Einwohner mehr als im Jahr zuvor. Nach dem Brexit leben 
nun rund 447 Mio. Menschen auf einer Fläche von ca 3,9 Mio. km2. 
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Der Schengen-Raum wurde 1985 von fünf 
Mitgliedstaaten beschlossen, heute gehö-
ren ihm außer Bulgarien, Irland, Kroatien, 
Rumänien und Zypern alle Mitgliedstaaten 
und auch Island, Norwegen, Liechtenstein 
und die Schweiz an. Mit dem Schengener 
Abkommen wurde die Kontrolle an ihren 
Binnengrenzen abgeschafft. Im Großteil des 
europäischen Raumes finden deshalb heute 
keine Grenzkontrollen mehr statt. Gleich-
zeitig arbeiten alle Schengen-Länder zu-
sammen, um ein hohes Sicherheitsniveau im 
Schengen-Raum zu gewährleisten. Zudem 
gelten gemeinsame Kriterien für die Kontrol-
le der Außengrenzen. Der Schengen-Raum 
als Raum ohne Binnengrenzen bedeutet je-
doch nicht die Abschaffung des Zolls. Die 
Europäische Zollunion regelt den freien 
Warenverkehr innerhalb der EU und kont-
rolliert die Ein- und Ausfuhr von Waren aus 
bzw. in Drittstaaten. Mit der Ausnahme von 
Neuwagen, hohen Bargeldsummen sowie 
Sonderregelungen für Tabak und Alkohol 
bestehen keinerlei Mitnahmebeeschrän-
kungen  bei  Reisen innerhalb der EU. 

€ 
Der Euro wurde 2002 als gemeinsame Wäh-
rung eingeführt. Inzwischen gehört der Euro 
für 19 Mitgliedsstaaten der EU zum Alltag. 
Das Euro-Zeichen „€“ ist inspiriert vom grie-
chischen Buchstaben Epsilon. Es steht auch 
für den ersten Buchstaben des Wortes „Euro-
pa“, wobei die beiden parallel durch das Sym-
bol verlaufenden Linien Stabilität bedeuten. 

Weniger als die Hälfte der Europäer sind einsprachig. Tatsächlich  
sprechen 54% von uns eine oder mehrere Fremdsprachen. 

 
  

 
Einsprachig Eine Fremdsprache Zwei Fremdsprachen Drei oder mehr 

46% 29% 15% Fremdsprachen 
10% 

Europäische  
Integration 
Der Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) sieht in der europäischen  
Integration den „immer engeren Zusammenschluss der europäischen Völker“. Der Integra-
tionsprozess nahm seinen Ausgang auf der Wirtschaftsebene, umschloss im Laufe der Jahre  
andere Politikbereich, von der Digitalpolitik über die Kulturpolitik bis hin zur Gemeinsamen  
Außen- und Sicherheitspolitik, um schließlich im Vorjahr mit dem Green Deal eine umfassende  
Integration vieler Politikbereiche zur Sicherung der Zukunft Europas zu versuchen. Mit dem  
Vorschlag, gemeinsam auf allen Ebenen an jenen Schrauben zu drehen, die bis 2050 Europa  
zum ersten klimaneutralen Kontinent machen, dabei niemanden zurücklassen und Biodiversi-
tät mit Wirtschaften in Einklang bringen zu wollen, steckte die Europäische Kommission ein  
sehr ehrgeiziges Ziel. Waren die ersten Reaktionen auch geteilt – manchen waren die Vor-
schläge nicht mutig genug, andere begrüßten den Weg zur Sicherung von Arbeitsplätzen  
und Wohlstand -, so stand doch fest, dass nur das gemeinsame Handeln Aussicht auf Erfolg  
verspricht. Die aktuelle Entwicklung rund um die Corona-Pandemie brachte diese Grundhal-
tung schnell ins Wanken. Nationale Interessen werden nicht erst seit dem Brexit mancherorts  
weit vor den Europagedanken gestellt. Angebote auf EU-Ebene, wie beispielsweise die schon  
sehr früh vorgeschlagene Hilfe bei der gemeinsamen Beschaffung von Schutzmasken und  
Beatmungsgeräten, wurden seitens der Mitgliedstaaten zurückgewiesen. Der Gedankengang  
dahinter ist schwer nachvollziehbar, zu hoffen bleibt, dass sich nicht bereits hier der Beginn  
eines Weges zeigte, der zu einer verstärkten Nationalisierung der Politik in Europa führt. 

Die EU ist ein Verbund mit derzeit rund 450 Mio. Menschen, ohne dass sich diese einer Natio-
nalität, einer Regierung oder einer Sprache unterordnen mussten. Wenn sie auch weiterhin zu  
einem der erfolgreichsten Experimente der Menschheitsgeschichte zählen soll, wenn sie nicht  
nur als Vorbild für Klimaneutralität sondern vielleicht gar für einen weltweiten Kooperations-
rahmen dienen soll, so ist es – meint der Historiker Yuval Harari – nötig, die drei großen Ge-
fahren der Zukunft, nämlich den Klimawandel, einen potentiellen Atomkrieg und die techno-
logische Disruption, zu meistern. Mit dem Aufruf zum Handeln und Kümmern um die wahren  
Probleme, mit der Einsicht, dass der Blick in die Zukunft viel mehr mit ihrer Gestaltung als  
der Vorhersage derselben zu tun hat, kann eine adäquate Antwort auf die aktuelle, durch die  
Pandemie begründete Krise erfolgen. Nicht nationale Alleingänge, die Kontrolle von Binnen-
grenzen und die Klassifizierung der Menschen nach Herkunft, Qualifikation oder Gesundheits-
status werden dauerhafte Lösungen für künftige Herausforderungen bringen, vielmehr gilt es  
in der europäischen Vielfalt auch künftig einen gemeinsamen Weg zu finden. 

Diese Vielfalt spiegelt sich auch in den Beiträgen des folgenden Kapitels, wie auch in allen  
anderen dieser Broschüre, wider. Diversität in Lebenskontext, Expertise, Weltanschauung,  
Alter und Erfahrungswerten garantieren einen vielgestalteten Blick auf künftige Herausforde-
rungen und Chancen. Die Vielfalt des europäischen Integrationsprozesses ist so groß, dass nie  
alle Aspekte abgedeckt werden können. Die Basis für weitere Diskussionen kann und soll aber  
auch in den folgenden Texten gefunden werden. 
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